
 
 

 

 
 
Beratungsergebnis 
 
Gremium Sitzung am TOP 

Kreisausschuss 21.11.2022 5a 

 Ein-  Mit Ja- Nein-  Laut  Abweichender 
 stimmig  Stimmen- Stimmen Stimmen  Beschlussvorschlag  Beschluss 

   mehrheit       

          
          
          
        Niederschriftführer 
 

 

 

 

 

  X öffentlich 

 
 

Sachgebiet Aktenzeichen Datum Drucksache 
25 9266.1 09.11.2022 Nr. 37/2022 - KA 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kreisausschuss 21.11.2022 

  

  

  

 

 
 

 
TOP 

 
Inhalt 

 

5a 

 

Neuregelung der Rechtsbeziehung zwischen den Kommunen und dem 

Landkreis Lichtenfels aufgrund der Anwendung des § 2b UStG; 

Abschluss einer Zweckvereinbarung im Bereich Aus- und Fortbildung auf 

dem Gebiet des Feuerwehrwesens 
 
Anlage: Zweckvereinbarung 
 
 

B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 
 
Dem Abschluss der vorliegenden Zweckvereinbarung zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben der Städte, Märkte und Gemeinden bei der Aus- und 
Fortbildung auf dem Gebiet des Feuerwehrwesens wird zugestimmt. 
Der beigefügte Entwurf der Zweckvereinbarung ist Bestandteil des 
Beschlusses. 
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 Die Aus- und Fortbildung der Feuerwehrdienstleistenden ist originäre Aufgabe 

der Gemeinden (Art. 1 Bayer. Feuerwehrgesetz - BayFwG). Mit Gesetz vom 
27.06.2017 (BVBl. S. 278) zur Änderung des BayFwG wurde den Landkreisen 
durch den neu eingefügten Satz 2 in Art. 2 BayFwG die Möglichkeit eröffnet, die 
Gemeinden zu unterstützen, indem sie ebenfalls Aus- und Fortbildungen für 
Feuerwehrdienstleistende sowie Leistungsprüfungen durchführen und 
koordinieren. Durch die Durchführung der Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen für Feuerwehrdienstleistende auf Landkreisebene 
sollen die gemeindlichen Feuerwehren und ihre Kommandanten entlastet und 
die Ausbildung durch zentral organisierte, überörtliche Veranstaltungen 
effizienter gemacht werden. Bereits bisher werden auf Landkreisebene 
entsprechende Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für 
Feuerwehrdienstleistende durchgeführt, ohne dass hierfür eine separate 
vertragliche Regelung abgeschlossen wurde. Die in § 3 Abs. 1 der 
Zweckvereinbarung aufgeführte Kostenregelung, nämlich der Umlage der 
anfallenden Personal- und Sachkosten anhand der jeweiligen 
Teilnehmerzahlen der Feuerwehrdienstleistenden, welche die Lehrgänge 
abschließen, auf die jeweiligen Städte, Märkte und Gemeinden ist auch bislang 
schon gängige Verwaltungspraxis. Allen Städten, Märkten und Gemeinden 
wurde die abzuschließende Vereinbarung zur Abstimmung im Vorfeld 
zugeleitet. Wesentliche Anregungen wurden nicht vorgetragen. 
Die Tätigkeiten, die auf Grundlage der vorliegenden öffentlich-rechtlichen 
Regelung ausgeführt werden, begründen Handeln im Rahmen der öffentlichen 
Gewalt, weshalb die Vorschriften des § 2b UStG bei der steuerrechtlichen 
Würdigung der daraus erzielten Einnahmen einschlägig sind. 
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3 Finanzierung 

 Gesamtkosten 
der Maßnahmen 
 
 

Jährliche 
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 Lichtenfels, den 09.11.2022 

Landratsamt: 
 
 
 
M e i ß n e r L i e s a u s 
Landrat Sachgebietsleiter 

  
 


